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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats zur Abänderung und Ergänzung 
des Artikels 20 der Verordnung Nr. 17/64/EWG über die 
Bedingungen für die Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garanliefonds für die Landwirtschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Dezem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Abänderung und Ergänzung des Artikels 20 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG über die Bedin- 
gungen für die Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG des Rats vom 5. Februar 
1964 über die Bedingungen für die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft *) müssen Anträge auf Gewäh- 
rung von Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung 
Ausrichtung, der Kommission alljährlich bis zum 
1. Oktober vorgelegt werden und muß die Kommis- 
sion bis zum 31. Dezember des folgendes Jahres 
eine Entscheidung in der Sache selbst treffen. 

Uber die Zuschußanträge des Jahres 1966 konnte 
erst am 27. Juli 1967 entschieden werden. Die Kom- 
mission ist wegen der Kürze der verfügbar bleiben- 
den Zeit nicht in der Lage, die Prüfung der für das 
Jahr 1967 vorgelegten Anträge innerhalb der in 
Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Frist termingerecht 
abzuschließen; es wird deshalb erforderlich, die vor- 
geschriebene Frist für die Entscheidung der Kom- 
mission über die Gewährung von Zuschüssen aus 
dem Fonds zu verlängern. 

Es besteht die Möglichkeit, daß bestimmte Vorha- 
ben nur deshalb keine Zuschüsse aus dem Fonds 
erhalten können, weil die verfügbaren Mittel nicht 
ausreichen; es wird für notwendig erachtet, für diese 


! ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 


Vorhaben die Möglichkeit einer Übertragung auf 
das darauffolgende Jahr vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Der Zeitpunkt des 31. Dezembers 1967, vor dem 
die Kommission gemäß Artikel 20 Absatz 1 Unter- 
absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG bei den 
Anträgen auf Gewährung von Zuschüssen der Abtei- 
lung Ausrichtung, die ihr innerhalb der in Artikel 2 
der Verordnung Nr. 224/66/EWG vorgesehenen Fri- 
sten vorgelegt wurden, eine Entscheidung erlassen 
muß, wird auf den 29. Februar 1968 verschoben. 

Artikel 2 

1. Artikel 20 der Verordnung Nr. 17/64/EWG wird 
wie folgt ergänzt: 

„5. Diejenigen der Kommission vorgelegten Zu- 
schußanträge, die nur wegen des Fehlens 
ausreichender verfügbarer Mittel nicht für 
eine Zuschußgewährung in Betracht kamen, 
können von den betreffenden Mitgliedstaa- 
ten im Einvernehmen mit den Begünstigten 
auf das folgende Jahr übertragen werden. 
Diese Übertragung muß spätestens 30 Tage, 
nachdem das Ergebnis des Verfahrens nach 
Artikel 21 dem Mitgliedstaat zugegangen ist, 
vorgenommen werden. Die Übertragung 
eines Zuschußantrages ist nur einmal mög- 
lich.“ 

2. Der bisherige Absatz 5 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG wird Absatz 6. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Nach Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG des Rats über die Bedingungen für 
die Beteiligung des EAGFL müssen die Anträge 
auf Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds, 
Abteilung Ausrichtung, der Kommission alljähr- 
lich bis zum 1. Oktober vorgelegt werden. Die 
Kommission muß bis zum 31. Dezember des fol- 
genden Jahres eine Entscheidung in der Sache 
selbst treffen. 

Für das Jahr 1967 ist durch die Verordnung Nr. 
224 66 EWG des Rats die in Artikel 20 Absatz 1 
festgelegte Frist für die Vorlage der Anträge 
vom 1. Oktober 1966 auf den 31. Januar 1967 (für 
Italien auf den 30. April 1967) verlängert wor- 
den. Des weiteren konnte die Entscheidung über 
die Zuschußanträge für das Jahr 1966 statt bis 
zum 31. Dezember 1966 erst am 27. Juli 1967 
(innerhalb der durch die Verordnung Nr. 50/67/ 
EWG bis zum 31. Juli 1967 verlängerten Frist) 
getroffen werden. 

Mit der Prüfung der für das Jahr 1967 einge- 
reichten Zuschußanträge konnte nicht vor Ab- 
schluß der Vorhaben für das Jahr 1966 begonnen 
werden. Es ist nicht möglich, das für die Entschei- 
dung der Kommission über die Zuschußgewäh- 
rung festgesetzte Datum vom 31. Dezember 1967 
einzuhalten. 

Infolgedessen ist es erforderlich, diese Frist auf 
den 29. Februar 1968 zu verschieben. 


2. Die Erfahrung hat gezeigt, daß Vorhaben, die alle 
Voraussetzungen der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
erfüllten, aber mangels ausreichender Mittel 
nicht für eine Zuschußgewährung in Betracht 
kamen, nicht übertragen, sondern lediglich erneut 
eingereicht werden konnten. 

Hierdurch entsteht im Hinblick auf die festgeleg- 
ten Fristen für die Entscheidung der Kommission 
und für die Vorlage der Anträge *) ein erhebli- 
cher Zeitverlust. Voraussetzung für die Neuvor- 
lage war ferner, daß der Begünstigte in der Zwi- 
schenzeit noch nicht mit der Durchführung des 
Vorhabens begonnen hatte. 

Um in diesen Fällen Abhilfe zu schaffen, ist es 
notwendig, die Übertragbarkeit solcher Vorhaben 
auf das folgende Jahr in einem vereinfachten 
Verfahren zu ermöglichen, wobei jedoch aus ver- 
waltungsmäßigen Gründen die Beschränkung die- 
ser Möglichkeit auf eine einmalige Übertragung 
zweckmäßig erscheint. 


') Es ist vorgesehen, den Stichtag tür die Vorlage neuer 
Anträge auf den 15. Dezember festzusetzen; die Ent- 
scheidungen der Kommission müssen indessen nach 
Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
bis zum Ende des Jahres ergehen. Hierdurch ist die 
erneute Vorlage eines im laufenden Jahr nicht finan- 
zierten Vorhabens für das folgende Jahr oft sehr 
schwierig, wenn nicht unmöglich. 
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